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Beratungsfolge Datum Behandlung Zuständigkeit 
    

Dienstberatung OB 10.11.2025 nicht öffentlich Vorberatung 

Ausschuss für Soziales, Arbeitsmarkt und 

Gleichstellung 

11.11.2025 öffentlich Vorberatung 

Stadtrat 10.12.2025 öffentlich Entscheidung 
    

 

 

Beschlussvorschlag 

 

Der Erfurter Maßnahmenplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (Anlage 1) 

wird beschlossen. 

 

 

 

 

10.11.2025, gez. i. V. Langguth   
Datum, Unterschrift 

 

  

 

01 Kommunale Beaufragte für Menschen mit 

Behinderungen 

   Der Oberbürgermeister 

Titel der Drucksache: 

Erfurter Maßnahmenplan zur Umsetzung der 

UN-Behindertenrechtskonvention 2025 
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Stadtrat 

Entscheidungsvorlage 

 

öffentlich 
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Nachhaltigkeitscontrolling x Nein  Ja, siehe Anlage Demografisches Controlling x Nein  Ja, siehe Anlage 

Finanzielle Auswirkungen  Nein  Ja → Nutzen/Einsparung  Nein  Ja, siehe Sachverhalt 

  ↓ Personal- und Sachkosten (in EUR) /  

Personalkosteneinsparung (in VbE) 

Deckung im Haushalt  Nein  Ja Gesamtkosten  EUR 

   ↓ 
 

 2025 2026 2027 2028 

Verwaltungshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Verwaltungshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Einnahmen  EUR  EUR  EUR  EUR 

Vermögenshaushalt Ausgaben  EUR  EUR  EUR  EUR 

 

  Deckung siehe Entscheidungsvorschlag 

 

Fristwahrung 

x Ja  Nein 

 

 

Anlagenverzeichnis 

Anlage 1- Erfurter Maßnahmenplan UNBRK 2025 

 

 

 

 

Sachverhalt 

Die Stadt Erfurt bekennt sich zu einer inklusiven Gesellschaft, in der alle Menschen die 

Möglichkeit haben sollen, gleichberechtigt und selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben 

teilzuhaben. Mit der Ratifizierung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen (UN-

BRK) im Jahr 2009 hat sich die Bundesrepublik Deutschland dazu verpflichtet, die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen umfassend zu stärken und Barrieren in allen Lebensbereichen 

abzubauen. Dieser Auftrag betrifft alle staatlichen Ebenen – und somit auch die Kommunen. Der 

erste Erfurter Maßnahmenplan wurde 2013 verfasst und es galt nun, in einer breiten Beteiligung 

von Menschen mit und ohne Behinderung, einen neuen Plan zu erstellen, um dem §6 Thüringer 

Gesetz für Inklusion und Gleichstellung (ThürGIG) Rechnung tragen zu können. 

 

In der vorliegenden Anlage 1 sind Maßnahmen gebündelt, die durch alle Lebensbereiche hinweg 

Bedarfslagen der Erfurter Bevölkerung widerspiegeln und Grundlage für zukünftiges Handlung 

darstellen.   

 

 

 

 


	FLD_voname
	Datum
	Ostatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

